
 
 

Selbstverständnis – Vorstellungen und Leitbild 
der lag arbeit Rheinland-Pfalz e.V. 

 

 

Wer wir sind – Unabhängig & Engagiert 

Die lag arbeit Rheinland-Pfalz e.V. ist ein unabhängiger, überparteilicher und 
gemeinnütziger Landesverband. Der Vorstand arbeitet ehrenamtlich. 

Die lag arbeit vertritt die Interessen der arbeitsmarktpolitischen Dienstleister in RLP. 
Sie unterstützt und vernetzt ihre Mitgliedsorganisationen auf Landes- und 
Bundesebene (z. B. im Bundesnetzwerk für Arbeit und soziale Teilhabe).  

Hintergrund – Arbeit als Schlüssel zur Teilhabe 

Arbeit ist mehr als Einkommen – sie stiftet Sinn, Identität und gesellschaftliche 
Zugehörigkeit. Doch viele Menschen sind strukturell vom Arbeitsmarkt 
ausgeschlossen. Besonders betroffen: gering Qualifizierte und Langzeitarbeitslose. 
Unsere Mitglieder bieten ihnen Qualifizierung, Beschäftigung und Perspektiven. 

Ziele – Perspektiven und berufliche Integration  

Das Engagement unserer Mitglieder zielt darauf ab, die Integrationschancen von 
benachteiligten Menschen in den allgemeinen Arbeitsmarkt zu verbessern und ihnen 
ein selbstbestimmtes Leben und gesellschaftliche Teilhabe zu ermöglichen. 

Angebote – Vielfalt & Qualität 

Die Mitgliedsorganisationen halten ein breites Spektrum an Angeboten zur 
beruflichen Orientierung, Ausbildung, Qualifizierung und Beschäftigung vor.  
Diese orientieren sich an den Bedarfen des regionalen Arbeitsmarktes und den 
individuellen Bedürfnissen der Teilnehmenden. Die Mitglieder sind nach AZAV 
zertifiziert und erbringen ihre Dienstleistungen in hoher fachlicher Qualität.  
Die lag arbeit unterstützt die Qualitätsentwicklung ihrer Mitgliedsbetriebe durch 
regelmäßige Angebote zur Fort- und Weiterbildung.   

Interessenvertretung – Stimme für soziale Gerechtigkeit 

Die lag arbeit vertritt die Interessen ihrer Mitglieder und ihrer Zielgruppen gegenüber 
Politik, Verwaltung, Wirtschaft und Öffentlichkeit. Sie setzt sich für die Verbesserung 
der beruflichen, sozialen und gesellschaftlichen Teilhabechancen von Personen ein, 
denen aus unterschiedlichen Gründen der Zugang zum Arbeitsmarkt erschwert ist. 
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